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Stellungnahme zum Referentenentwurf des Bundesministeriums der Justiz 
betreffend den Entwurf eines Gesetzes zur weiteren Digitalisierung der 
Zwangsvollstreckung. 

 
 

Sehr geehrte Damen und Herren, 
 

wir danken Ihnen für die Überlassung des vorgenannten Referentenentwurfs und 
die Gelegenheit zur Stellungnahme. 

 
Die Deutsche Justiz-Gewerkschaft e.V. begrüßt ausdrücklich die Initiative des 

Bundesministeriums der Justiz zur Modernisierung des Zwangsvollstreckungsrechts 
und zur weiteren Förderung des elektronischen Rechtsverkehrs. 

 
In der gerichtlichen Praxis hat sich die Vereinfachung der Antragstellung im 

Zwangsvollstreckungsverfahren im Zuge der Weiterentwicklung des elektronischen 
Rechtsverkehrs sowohl bei den Vollstreckungsaufträgen für Gerichtsvollzieher als 

auch bei der Antragstellung im Pfändungsverfahren bei den Vollstreckungsgerichten 
durch Zulassung der elektronischen Einreichung des Vollstreckungsbescheides als 

Vollstreckungsgrundlage bewährt. Sowohl auf Gläubigerseite als auch bei Gericht 
war damit eine erhebliche Effizienzsteigerung und vereinfachte Bearbeitung 
verbunden, da der Vollstreckungsbescheid die weit überwiegende 

Vollstreckungsgrundlage insbesondere im Pfändungsverfahren bildet. 
 

Insofern ist es nach den zweifellos positiven Erfahrungen folgerichtig und 
konsequent, auch die elektronische Einreichung der weiteren Vollstreckungstitel 

zuzulassen. Im Zuge der flächendeckenden Einführung der elektronischen Akten bei 
Gericht lässt sich so auch die gewünschte medienbruchfreie Bearbeitung von 

Anträgen sicherstellen.  
 

An dieser Stelle können wir aber nicht umhin, insoweit Kritik zu üben, als man zwar 
den „Kunden“ der Justiz die Nutzung des elektronischen Rechtsverkehrs und die 

Antragstellung erheblich vereinfacht, aber die Gerichte bei der Nutzung von 
Effizienzpotenzialen leider weiterhin außer Acht lässt. Die Vollstreckungstitel der 

ZPO werden weit überwiegend von den Gerichten erstellt. Im Zuge der 



Modernisierung der Zwangsvollstreckung wäre es unter vielerlei Aspekten für die 

Gerichte wünschenswert, dass auch sie die von Ihnen erstellten zur 
Zwangsvollstreckung erforderlichen Urkunden elektronisch an den zum 

elektronischen Empfang verpflichteten Empfängerkreis weiterleiten können. Fraglos 
bedeutet es für Gläubiger einen Effizienzgewinn, wenn man im Antragsverfahren 

auf Erlass eines Pfändung- und Überweisungsbeschlusses künftig auch die 
vollstreckbare Ausfertigung eines Kostenfestsetzungsbeschlusses elektronisch an 

das Vollstreckungsgericht übersenden kann.  
 
 

 
Wählt der Gläubiger im neu gestalteten Antrag allerdings die Option, dass ihm dieser 

Pfändung- und Überweisungsbeschlusses als Ausfertigung überlassen werden soll, 
endet genau an dieser Stelle die moderne Justiz mitsamt dem elektronischen 

Rechtsverkehr und der Effizienzgewinn.  
 

Die Gerichte sind aktuell gezwungen, die von ihnen erstellten Ausfertigungen in 
Papierform zu versenden. Aufgrund der Gestaltung im Antragsformular des 

Pfändungs- und Überweisungsbeschlusses hatte sich bei einer Vielzahl von 
Gläubigern leider etabliert, die Ausfertigung und nicht die für den elektronischen 

Rechtsverkehr kompatible beglaubigte Abschrift als gewünschte Form des 
Pfändungs -und Überweisungsbeschlusses zu wählen. Dies verursacht den 

Vollstreckungsgerichten einen erheblichen Mehraufwand und einen Zeitverlust von 
mehreren Tagen auf dem Weg vom Gericht zum Gerichtsvollzieher oder Gläubiger 

im Vergleich mit der möglichen elektronischen Versendung als beglaubigte 
Abschrift. Wir wünschen uns zur Entlastung der Vollstreckungsgerichte und 

insbesondere der leider häufig an und über ihren Belastungsgrenzen arbeitenden 
Kolleginnen und Kollegen, dass seitens des Bundesministeriums der Justiz die 
weitere Digitalisierung der Justiz durch Anpassung auch der Vorschriften, die die 

Kommunikation der Gerichte nach außen regeln, ebenfalls zeitnah und 
zukunftsweisend vorangetrieben wird.  

 
Wir begrüßen ausdrücklich auch die Absicht, Inkassodienstleister und Kreditinstitute 

zur Nutzung des elektronischen Rechtsverkehrs zu verpflichten. Wir fordern 
allerdings, diese Verpflichtung schnellstmöglich, ggf. schon im Zuge dieses 

Gesetzesentwurfes zu realisieren und es nicht auf einen späteren Zeitpunkt zu 
verschieben. Beide genannten Gruppen agieren in ihren Geschäftsfeldern 

hochprofessionell und mit einem hohen Organisationsgrad. Es ist nicht 
nachvollziehbar, dass man zum Beispiel kleineren Anwaltskanzleien mit nur einem 

Berufsträger die Nutzungsverpflichtung auferlegt hat, was viele dieser Kanzleien an 
ihre organisatorischen oder finanziellen Grenzen gebracht hat, während man große 

Institutionen wie Kreditinstitute oder Inkassodienstleister, die über weitaus 
ausgefeiltere Organisationsstrukturen verfügen, auch weiterhin ohne erkennbaren 

Grund und zulasten des Workflows in der Justiz verschont. Man sollte auch nicht 
verkennen, dass gerade diese beiden Gruppen insbesondere im Bereich der 

Zwangsvollstreckung einen großen Teil der Antragsteller ausmachen. Insofern ist es 
aus unserer Sicht mehr als wünschenswert, diese Nutzungsverpflichtung möglichst 

zeitnah umzusetzen. Im Übrigen erachten wir es als wünschenswert, die 
Nutzungspflicht des elektronischen Rechtsverkehrs für diese Gruppen nicht nur auf 
die Zwangsvollstreckung zu beschränken. 

 
Die Änderung des Paragrafen 69 Abs. 2 ZVG ist aufgrund der Realitäten folgerichtig 

und zu begrüßen. Aber auch an dieser Stelle halten wir es für wünschenswert, das 
Gesetz über die Zwangsversteigerung und die Zwangsverwaltung an den gegebenen 



Realitäten zu messen und eine aus unserer Sicht erforderliche Reformierung 

anzugehen.  
 

Im Ergebnis begrüßen wir die angestoßenen Maßnahmen zur Modernisierung und 
damit einhergehend zur weiteren Digitalisierung der Justiz ausdrücklich. Wir werden 

gerne auch weiterhin diese Entwicklung konstruktiv und kritisch begleiten.  

 

 

 

 

Beatrix Schulze    Klaus Plattes 

Bundesvorsitzende    Bundesvorsitzender 
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